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Berichtsgegenstand

Neuregelung der Straßenausbaubeiträge in Nordrhein-Westfalen (NRW)
(Bezug: Bericht M/16/4545-01)

1
2 Sachdarstellung
3
4 Am 02.07.2019 haben sich die Koalitionsfraktionen im Landtag NRW auf Eckpunkte zur Novelle der 
5 Straßenausbaubeiträge verständigt.
6
7 Neben einer neuen Staffelung der Anteile der Beitragspflichtigen (in Prozent), die die 
8 Beitragspflichtigen entlasten soll, soll Kernpunkt der Novelle ein Förderprogramm des Landes sein. 
9 Dieses Förderprogramm, zu dessen Konkretisierung es eines Beschlusses des Landtages über den 

10 Landeshaushalt 2020 bedarf, mit einem Volumen von 65 Mio. EUR sollen die Gemeinden in 
11 Anspruch nehmen können, die die bisherigen Anteile der Beitragspflichtigen bis auf Höchstgrenzen 
12 absenken. Hierzu ist laut einem Schreiben des Städtetages NRW vom 19.08.2019 eine Änderung der 
13 Satzung notwendig. Es soll den Gemeinden jedoch unbenommen bleiben, ihre bisherigen 
14 Prozentsätze beizubehalten.
15
16 Die bisher in der Oberhausener Straßenbaubeitragssatzung enthaltenen Anteile der 
17 Beitragspflichtigen am Aufwand (§ 4 Abs. 3 der Straßenbaubeitragssatzung) werden in der folgenden 
18 Tabelle den laut Eckpunktepapier geplanten Höchstgrenzen gegenübergestellt:
19
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20
21

Straßenkategorien / Teileinrichtung Anteile der 
Beitragspflichtigen 

heute

geplante 
Höchstgrenzen

Anliegerstraße
Fahrbahn 60 40
Radweg einschließlich Sicherheitsstreifen 60 40
Parkflächen 70 40
Gehweg 70 40
gemeinsame Geh- und Radwege 60 ?
Beleuchtung und Oberflächenentwässerung 60 ?
Grünanlagen als Bestandteil der 
Erschließungsanlage

70 ?

Haupterschließungsstraße
Fahrbahn 40 30
Radweg einschließlich Sicherheitsstreifen 40 30
Parkflächen 60 30
Gehweg 60 30
gemeinsame Geh- und Radwege 40 ?
Beleuchtung und Oberflächenentwässerung 40 ?
Grünanlagen als Bestandteil der 
Erschließungsanlage

60 ?

Hauptverkehrsstraße
Fahrbahn 20 10
Radweg einschließlich Sicherheitsstreifen 20 10
Parkflächen 60 40
Gehweg 60 40
gemeinsame Geh- und Radwege 20 ?
Beleuchtung und Oberflächenentwässerung 20 ?
Grünanlagen als Bestandteil der 
Erschließungsanlage

60 ?

Hauptgeschäftsstraße
Fahrbahn 50 35
Radweg einschließlich Sicherheitsstreifen 50 35
Parkflächen 70 40
Gehweg 70 40
gemeinsame Geh- und Radwege 50 ?
Beleuchtung und Oberflächenentwässerung 50 ?
Grünanlagen als Bestandteil der 
Erschließungsanlage

70 ?

Fußwege / Wohnwege
einschließlich Beleuchtung und 
Oberflächenentwässerung

70 ?

Verkehrsberuhigte Bereiche
einschließlich Parkflächen, Beleuchtung, 
Oberflächenentwässerung und Begrünung

65 ?

22
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23
24 Anhand dieser Tabelle wird deutlich, dass Fragen offen sind. So wird durch die Landesregierung zu 
25 regeln sein, wieviel Prozent am beitragsfähigen Aufwand die Beitragspflichtigen für die Teilanlagen 
26 bzw. Straßenkategorien zu tragen haben, die in dem Eckpunktepapier bisher unberücksichtigt 
27 geblieben sind (z. B. Beleuchtung oder verkehrsberuhigte Bereiche). 
28
29 Es ist angedacht, eine Förderung für die beitragspflichtigen Straßenbaumaßnahmen zu gewähren, 
30 die nach dem 01.01.2018 begonnen wurden. Als Beginn der Maßnahmen würde der Beschluss (des 
31 Bauprogramms) des zuständigen Rates gelten. Somit könnten in Oberhausen Fördermittel für 
32 Maßnahmen des Kanalbauprogramms / des Straßenbauprogramms 2019 (Ratsbeschluss vom 
33 17.12.2018) bzw. nach dem 01.01.2018 beschlossene Einzelmaßnahmen beantragt werden. Die für 
34 diese Maßnahmen künftig Beitragspflichtigen könnten mit einer Reduzierung ihrer 
35 Straßenbaubeiträge rechnen. Offen bleibt zurzeit auch die Frage, ob ggf. ab dem 01.01.2018 
36 vorgenommene Änderungen / Ergänzungen der Bauprogramme aus Vorjahren ebenfalls bei einer 
37 Reduzierung der Anteile der Beitragspflichtigen zu berücksichtigen sein werden.
38
39 Die von den Koalitionsfraktionen im Landtag NRW in Aussicht gestellte wesentlich vereinfachte 
40 Berechnung der Beiträge kann die Fachverwaltung nicht erkennen. Bei einer Ermittlung des 
41 beitragsfähigen Aufwands sind die einzelnen Rechnungspositionen dahingehend zu überprüfen, ob 
42 sie beitragsfähig sind oder nicht. Außerdem sind - solange unterschiedliche Prozentsätze für einzelne 
43 Teilanlagen anzusetzen sind - die Rechnungspositionen den einzelnen Teilanlagen zuzuordnen. Der 
44 Arbeitsaufwand bei der Ermittlung des beitragsfähigen Aufwands bleibt derselbe wie heute.
45
46 Mit dem bereits oben erwähnten Schreiben des Städtetages NRW vom 19.08.2019 wird der Entwurf 
47 für ein „Fünftes Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes“ übersandt. Hiermit soll ein 
48 modernes Straßenausbaubeitragsrecht auf den Weg gebracht werden:
49
50 Es soll ein transparentes gemeindliches Straßen- und Wegekonzept eingeführt werden. Dieses soll 
51 über einen Zeitraum von fünf Jahren angelegt und jährlich fortgeschrieben werden. Das bedeutet, 
52 dass das Kanal- und das Straßenbauprogramm für einen Zeitraum von fünf Jahren aufzustellen und 
53 jährlich fortzuschreiben sind. Der Verwaltungsaufwand für die Aufstellung eines Fünf-Jahres-
54 Programms und die Beurteilung der Beitragsfähigkeit der einzelnen Maßnahmen wird hoch sein.
55
56 Im Vorfeld von möglichen Straßenausbaumaßnahmen sollen verpflichtend Anliegerversammlungen 
57 eingeführt werden. Den Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern sind die rechtlichen, 
58 technischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten vorzustellen. Sofern sich die 
59 Straßenausbaumaßnahme konkretisiert, sind zusätzlich Alternativen zum vorgesehenen 
60 Ausbaustandard und zu dem sich daraus ergebenden beitragspflichtigen Aufwand in der 
61 verbindlichen Anliegerversammlung mit den betroffenen Grundstückseigentümerinnen und 
62 -eigentümern zu erörtern. Über das Ergebnis der verbindlichen Anliegerversammlung ist die 
63 Vertretung der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes vor Beschlussfassung über die 
64 Durchführung einer Straßenausbaumaßnahme zu informieren. 
65
66 Bereits heute werden bei einem Vollausbau, der Beitragspflichten nach dem KAG NRW auslöst, 
67 Bürgerversammlungen abgehalten. Allerdings werden in den Versammlungen bisher nur grobe 
68 Auskünfte über den zu erwartenden beitragspflichtigen Aufwand gegeben, auf keinen Fall auf 
69 einzelne Objekte bezogen. Dies kann im persönlichen Gespräch vermittelt werden.  
70
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72
73 Eine mögliche wirtschaftliche Überforderung der Beitragspflichtigen soll vermieden werden. Hierzu 
74 soll auf Antrag eine Zahlung in höchstens 20 Jahresraten eingeräumt werden. Bereits heute können 
75 Härten durch Ratenzahlungen oder Stundungen gemildert werden. Entgegen der heutigen Regelung, 
76 den jeweiligen Restbetrag nach der Abgabenordnung jährlich mit 6 % zu verzinsen, soll künftig der 
77 jeweilige Restbetrag mit 2 % über dem zu Beginn des Jahres geltenden Basiszinssatz nach § 247 
78 des Bürgerlichen Gesetzbuches, jedoch mit mindestens 1 % zu verzinsen sein. Diese Regelung soll 
79 rückwirkend auch auf bereits abgeschlossene Beitragserhebungsverfahren Anwendung finden, soweit 
80 noch Beiträge ausstehen.
81
82 Es bleibt abzuwarten, wie sich der Finanz- und Verwaltungsaufwand durch eine Gesetzesnovelle 
83 entwickelt. 
84
85 Es sollen Ermessenstatbestände zur möglichen räumlichen Beschränkung der erschlossenen Fläche 
86 in der Tiefe sowie für Eckgrundstücke eingeführt werden. Die sogenannte „Tiefenbeschränkung“ ist 
87 bereits heute in der Oberhausener Straßenbaubeitragssatzung enthalten (§ 6 Abs. 10). Die 
88 sogenannte „Eck(grundstücks)vergünstigung“ für mehrfacherschlossene Grundstücke enthält die 
89 Oberhausener Satzung nicht (mehr). Durch die Rechtsprechung ist mehrfach entschieden worden, 
90 dass in der Beitragssatzung zur Erhebung von Straßenbaubeiträgen nach § 8 KAG NRW den 
91 Eigentümerinnen und Eigentümern von Eckgrundstücken keine allgemeine und undifferenzierte 
92 Vergünstigung zu Lasten der anderen Grundstückseigentümer/innen eingeräumt werden darf. Der 
93 Einnahmeausfall durch die (Wieder-)Einführung einer Eckvergünstigung ginge somit zu Lasten der 
94 Gemeinde.
95
96 Das Schreiben des Städtetages NRW vom 03.07.2019, mit dem das Eckpunktepapier und eine 
97 diesbezügliche Stellungnahme des Städtetages den Mitgliedsstädten übersandt wurden, ist diesem 
98 Bericht als Anlage 1 beigefügt. 
99

100 Anlage 2 zu diesem Bericht ist das Schreiben des Städtetages NRW vom 19.08.2019, mit dem der 
101 Entwurf des Fünften Gesetzes zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes NRW einschließlich 
102 seiner Begründung übersandt wurde.
103
104 Anlage 3 ist eine Gegenüberstellung der Anteile der Beitragspflichtigen der dem Regionalverband 
105 Ruhr angehörigen Städte.
106
107 Als Anlage 4 ist eine beispielhafte Darstellung der Auswirkungen beigefügt, die die Festschreibung 
108 der o. g. Höchstsätze auf die Einnahmen der Stadt Oberhauen haben kann. Diese Darstellung basiert 
109 auf in den Jahren 2017 bzw. 2018 tatsächlich durchgeführten Beitragserhebungsverfahren. Da weder 
110 das Eckpunktepapier noch der Gesetzentwurf für verschiedene Teilanlagen Prozentanteile angibt, 
111 wurden hierfür die zurzeit in Oberhausen geltenden Anteile der Beitragspflichtigen zugrunde gelegt.
112
113 Der Städtetag NRW wird die Gemeinden über die weitere Entwicklung zur Neuregelung der 
114 Straßenausbaubeiträge auf dem Laufenden halten. Die Verwaltung wird - sobald neue Erkenntnisse 
115 vorliegen - zeitnah berichten.
116
117
118
119
120
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121
122 Anlagen
123
124 Anlage 1: Schreiben des Städtetages NRW vom 03.07.2019 einschließlich seiner Anlagen (nur 
125 online in Allris verfügbar)
126 Anlage 2: Schreiben des Städtetages NRW vom 19.08.2019 einschließlich seiner Anlagen (nur 
127 online in Allris verfügbar)
128 Anlage 3: Anteile der Beitragspflichtigen der dem RVR angehörigen Städte (nur online in Allris 
129 verfügbar)
130 Anlage 4: Darstellung der Auswirkungen auf die Einnahmen der Stadt Oberhausen (nur online in 
131 Allris verfügbar)
132
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Eckpunkte der Koalitionsfraktionen im Landtag NRW zur Neuregelung der Straßenausbaubeiträge 
 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Koalitionsfraktionen im Landtag NRW haben sich gestern auf die beiliegenden Eckpunkte zur Novelle 
der Straßenausbaubeiträge verständigt.  
 
Kernpunkt ist demnach ein Förderprogramm des Landes, bei dessen Inanspruchnahme eine Festlegung 
von Höchstsätzen für die Anliegerbeteiligung bei der Erneuerung von Straßen, Parkstreifen, Rad- und 
Gehwegen erfolgt.  
 
Für Anliegerstraßen darf eine Kommune künftig nur noch 40 Prozent der Kosten von den Grundstücksei-
gentümern verlangen, für Haupterschließungsstraßen 30 Prozent. Bei Hauptverkehrsstraßen dürfen für 
Fahrbahnen und Radwege künftig nur noch 10 Prozent, für Parkstreifen und Gehwege 40 Prozent der Kos-
ten auf die Anlieger umgelegt werden. Bei Hauptgeschäftsstraßen dürfen Anlieger bei der Erneuerung von 
Fahrbahn und Radwegen maximal in Höhe von 35 Prozent, bei Parkstreifen und Gehwegen in Höhe von 40 
Prozent der Kosten beteiligt werden. Für die dadurch entstehenden Mindereinnahmen bei den  Kommu-
nen werden ab 2020 im Landeshaushalt jährlich 65 Millionen Euro zum Ausgleich bereitgestellt. Die Koali-
tionsfraktionen verstehen die Ausgleichszahlungen als Angebot an die Kommunen, das nur in Anspruch 
genommen werden kann, wenn die bisherigen Anliegerbeiträge bis auf die genannten Höchstsätze abge-
senkt werden. Es soll den Kommunen aber auch unbenommen bleiben, ihre bisherigen Beitragssätze bei-
zubehalten.  
 
Zusätzlich sind Verbesserungen bei der Bürgerbeteiligung und den Zahlungsmodalitäten vorgesehen. Im 
Einzelnen verweisen wir dazu auf das beigefügte Eckpunktepapier.  

Kurzüberblick: Die Koalitionsfraktionen im Landtag NRW haben gestern ein Eckpunktepapier zur 
Neuregelung der Straßenausbaubeiträge beschlossen. Kernpunkt ist ein Förderprogramm des Lan-
des, das die Absenkung der Höchstsätze für die Beteiligung der Anlieger zur Voraussetzung hat. Die 
Mindereinnahmen der Kommunen sollen durch Landesmittel ausgeglichen werden. 

Oehlandt
Textfeld
Anlage 1
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Der Städtetag Nordrhein-Westfalen hat sich zunächst erleichtert gezeigt, dass  die Ausbaubeiträge nicht 
abgeschafft werden. Gleichzeitig haben wir aber deutlich gemacht, dass die den Kommunen entstehen-
den zusätzlichen Kosten vollständig ausgeglichen werden müssen. Die Absicht, Höchstgrenzen je nach 
Straßenart für die Anliegerbeiträge festzulegen, ist grundsätzlich geeignet, um Einzelne nicht übermäßig 
stark zu belasten und um ein landesweit einheitliches, transparentes Abrechnungssystem zu schaffen. 
Allerdings muss das Land für die wegfallenden Beiträge einen vollen Ausgleich leisten. Ob die in Aussicht 
gestellte jährliche Summe von 65 Millionen Euro – gerade vor dem Hintergrund von zunehmenden Aus-
bauerfordernissen und steigenden Kosten – ausreicht, muss in enger Abstimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden geklärt werden. Der Städtetag Nordrhein-Westfalen hat daher eine intensive Beteili-
gung im weiteren Verfahren eingefordert (vgl. auch beiliegende Pressemitteilung). Positiv sehen wir die  
Ankündigungen der Fraktionen wie zum Beispiel die frühzeitige Anhörung der Anlieger, mögliche Erleich-
terungen bei Ratenzahlungen und Härtefallregelungen sowie die Anpassung der Zinssätze. 
 
Wir bitten um Kenntnisnahme, über die weitere Entwicklung werden wir Sie auf dem Laufenden halten.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Verena Göppert 
 
Anlagen 
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02.07.2019 

 
Neue Sicherheit für Straßenausbaubeiträge nach KAG:  
Anlieger werden finanziell entlastet – Land ersetzt Mindereinnahmen für 
Kommunen. 
 
Die Diskussion um die Straßenausbaubeiträge startet im Jahr 2018 u.a. durch 
Gesetzesinitiativen zu deren Abschaffung in verschiedenen Bundesländern. Dem gegenüber 
stand der Wunsch vieler Bürgermeister und der Kommunalen Spitzenverbände nach 
grundsätzlicher Beibehaltung des Systems und Novellierung der zugrunde liegenden 
Regelungen. Exponentiell gestiegene Straßenbaukosten verursachen derzeit ein 
Missverhältnis zwischen erbrachter Leistung und gefordertem Beitrag. Die NRW-Koalition 
erkennt den Handlungsbedarf auf Seiten der Beitragszahler dem Grunde nach an.  
 
Die NRW-Koalition hat sich daher entschieden, durch eine Förderung des Landes gleichzeitig 
die Beitragszahler zu entlasten und die Mindereinnahmen für die Kommunen durch diese 
Entlastungen zu kompensieren.  
Wir sind sicher: so wird das Gleichgewicht zwischen Straßenausbaubeiträgen und 
erbrachter Leistung wieder hergestellt! 
 
Die für Kommunen ausfallenden Beiträge der Anlieger werden durch ein Förderprogramm des 
Landes ersetzt. Dazu stellt das Land jährlich 65 Mio. Euro im Haushalt bereit und schafft die 
Möglichkeit zur überjährigen Bewirtschaftung dieses Haushaltstitels. Die Fördermittel können 
in einem vereinfachten Verfahren auf der Grundlage der Schlussrechnung für die 
Straßenbaumaßnahme beantragt werden.  
 
Die Achtung vor der kommunalen Selbstverwaltung gebietet es, die Teilnahme am 
Förderprogramm des Landes für jede Kommune freizustellen. 
Beantragt eine Kommune jedoch für ausfallende Anliegerbeiträge Fördermittel, ist sie 
gehalten, nicht mehr die bisher angewendete Mustersatzung für die Berechnung der Anlieger 
heranzuziehen (Anliegerstraßen: 50-80% bei Fahrbahn und Radweg, 60-80% bei Parkstreifen 
und Gehweg. Haupterschließungsstraßen: 30-60% bei Fahrbahn und Radweg, 50-80% bei 
Parkstreifen und Gehweg, Hauptverkehrsstraßen: 10-40% bei Fahrbahn und Radweg, 50-80%, 
bei Parkstreifen und Gehweg, Hauptgeschäftsstraße: 40-70% bei Fahrbahn und Radweg, 60-
80%, bei Parkstreifen und Gehweg), sondern eine neue Staffelung der Anliegerbeiträge, die 
auch der unterschiedlichen Bemessung im Land wirksam entgegen wirkt: 
Diese neue Staffelung der Anliegerbeiträge unterscheidet bei Anlieger- und 
Haupterschließungsstraßen nicht mehr nach Maßnahmen für den fließenden oder den 
ruhenden Verkehr. Sie richtet sich ausschließlich nach den Kosten der Gesamtmaßnahme: 
Anliegerstraßen: 40%,   
Haupterschließungsstraße: 30% 
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Hauptverkehrsstraße: Fahrbahn und Radwege: 10%, Parkstreifen und Gehweg: 40% 
Hauptgeschäftsstraße: Fahrbahn und Radwege: 35%, Parkstreifen und Gehweg: 40% 
 
Zusammen mit einer wesentlich vereinfachten Berechnung würde diese drastische 
Verringerung der bisherigen Höchstsätze zu einer erheblichen finanziellen Entlastung der 
Anlieger führen! Insbesondere in finanzschwachen Kommunen, die durch die 
Haushaltssicherung gezwungen wurden, die Höchstsätze von Anliegern zu verlangen, würde 
sich die finanzielle Belastung der Beitragszahler damit erheblich zu ihren Gunsten verändern. 
 
Eine Kommune kann die Förderung nur für beitragspflichtige Straßenbaumaßnahmen 

gemäß 8 KAG beantragen, die nach dem 1.1.2018 begonnen wurden. Als Beginn der 

Maßnahmen gilt der Beschluss des zuständigen Rates. 

 
Nach Ablauf von 3 Jahren wird die Neuregelung einer Evaluation unterzogen. 
 
Die weiteren Verbesserungen und Neuregelungen für Anlieger auf einen Blick: 

 Einführung einer verpflichtenden, zeitlich vorgelagerten Bürgerbeteiligung der von 
der Straßenbaumaßnahme betroffenen Grundstückeigentümer. Betroffene Anlieger 
können so zukünftig im Vorgriff des Beschlusses der Maßnahme Einfluss auf die 
konkrete Ausgestaltung und die damit zusammenhängenden Kosten nehmen. 

 Veröffentlichung eines „Bürgerleitfaden Anliegerbeiträge“, der die rechtlichen 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen erläutert,  

 Vereinfachung der Zahlungsmodalitäten durch Einführung eines Rechtsanspruchs auf 
Ratenzahlungen, verbunden mit der Verpflichtung, dass der, für Zwecke von 
Straßenausbaubeiträgen anzusetzende Zinssatz, sich dynamisch am von der 
Deutschen Bundesbank veröffentlichten Basiszinssatz orientiert. 

 Konkretisierung  und Festschreibung einer Härtefallregelung.  

 Prüfung, inwiefern die Kommunen dazu angehalten werden könnten, Maßnahmen, die 
das KAG betreffen, für die (z.B.) kommenden fünf Jahre in Form einer Prioritätenliste 
zu veröffentlichen. 
 



                    2. Juli 2019 

Städtetag NRW zu Straßenausbaubeiträgen: Städte erleichtert, dass Ausbaubeiträge  
nicht abgeschafft werden – Zusätzliche Kosten müssen Kommunen vollständig  
ausgeglichen werden

Zu den Plänen der Koalitionsfraktionen für eine Neugestaltung der Straßenausbaubeiträge erklärt der 
Vorsitzende des Städtetages Nordrhein-Westfalen, Oberbürgermeister Thomas Hunsteger-
Petermann aus Hamm: 

„Der Städtetag Nordrhein-Westfalen ist erleichtert, dass die Koalitionsfraktionen die Straßenausbau-
beiträge weder abschaffen noch ihre Erhebung in das Ermessen der Kommunen stellen wollen. Die 
von der Koalition geplanten Änderungen an den Straßenausbaubeiträgen werden allerdings zusätzli-
che Kosten für die Kommunen verursachen. Sie sind deshalb nur dann akzeptabel, wenn den Städten 
diese Kosten vollständig ausgeglichen werden. 

Für die Städte hat sich das bestehende System der Straßenausbaubeiträge bewährt. Die Menschen 
erwarten gut ausgebaute Straßen. Deshalb ist es gerechtfertigt, wenn Grundstückseigentümer einen 
angemessenen Anteil an den Kosten für den Straßenausbau tragen müssen. Die Städte zeigen sich 
aber offen für neue Regelungen, die sicherstellen, dass Anlieger in Einzelfällen finanziell nicht über-
fordert werden.  

Die Absicht, Höchstgrenzen je nach Straßenart für die Anliegerbeiträge festzulegen, ist grundsätzlich 
geeignet, um Einzelne nicht übermäßig stark zu belasten und um ein landesweit einheitliches, trans-
parentes Abrechnungssystem zu schaffen. Allerdings muss das Land für die wegfallenden Beiträge 
einen vollen Ausgleich leisten. 

Durch die Einführung von Höchstgrenzen reduziert sich für die Kommunen im Land eine wichtige 
Finanzierungsquelle für den Straßenausbau. Zwar ist vorgesehen, für die ausbleibenden Anliegerbei-
träge den Kommunen eine jährliche Summe von 65 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen, dies soll 
jedoch nur als „freiwillige Förderung“ erfolgen. Ob diese Summe aber ausreicht, um die Kosten der 
Kommunen auszugleichen, muss in enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden ge-
klärt werden. Wir gehen hier von Konnexität aus, also einem vollen Kostenausgleich für die 
Kommunen in Höhe der tatsächlich entstehenden Einnahmeausfälle in jeder Stadt. Da die Bürgerin-
nen und Bürger auch weiterhin gut ausgebaute Straßen erwarten, brauchen die Kommunen hier eine 
verlässliche und vor allem auskömmliche Kostenerstattung. Außerdem werden sowohl die Anzahl der 
zu erneuernden Straßen als auch die Ausbaukosten in Zukunft zunehmen. Deshalb muss sich auch die 
vom Land zu erstattende Summe den steigenden Kosten anpassen. 

Positiv sieht der Städtetag Nordrhein-Westfalen Ankündigungen der Fraktionen wie zum Beispiel die 
frühzeitige Anhörung der Anlieger, mögliche Erleichterungen bei Ratenzahlungen und Härtefallrege-
lungen sowie die Anpassung der Zinssätze.  

Wir erwarten jetzt, dass das Land die Eckpunkte in enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzen-
verbänden konkretisiert. Wir wollen besser einbezogen werden als das bisher der Fall war.“ 



Oehlandt
Textfeld
Anlage 2















































Anlage 3

Anteile der Beitragspflichtigen (in Prozent) der dem RVR angehörigen Städte
Straßenkategorien / Teileinrichtung Dortmund Essen Duisburg Bochum Gelsenkirchen Oberhausen Hagen Hamm Mülheim a.d.

Ruhr Herne Bottrop

Anliegerstraße
Fahrbahn 70 60 70 60 50 60 60 80 80 60 60
Radweg teilweise einschl. Sicherheitsstreifen 70 60 70 60 50 60 60 80 80 60 60
Parkstreifen Längsaufstellung 80 70 80 70 60 70 70 80 80 70 70Parkstreifen Schräg-/Senkrechtaufstellung 70 80 60 70
Gehweg 80 70 80 60 60 70 70 80 80 70
Beleuchtung/
Oberflächenentwässerung 70 60 70 50 60 60 80 60

Beleuchtung 60 80 65
Oberflächenentwässerung 60 80 60
Grünanlagen 70 60 70 60 50 70 60 70 60 60
kombinierter Rad-/Gehweg 60 60 60 80 80
Haupterschließungsstraße
Fahrbahn 45 40 50 40 30 40 40 60 60 40 40
Radweg teilweise einschl. Sicherheitsstreifen 45 40 50 40 30 40 40 60 60 40 40
Parkstreifen Längsaufstellung 70 60 70 60 50 60 60 75 80 60 60Parkstreifen Schräg-/Senkrechtaufstellung 60 70 50 60
Gehweg 70 60 70 60 50 60 60 70 75 60 60
Kombinierter Rad- und Gehweg 60 40 50 65 50
Beleuchtung/Oberflächenentwässerung 45 50 50 30 40 40
Beleuchtung 40 65 70 50
Oberflächenentwässerung 40 60 70
Grünanlagen 70 60 70 60 50 60 60 65 60 60
Grunderwerb und Freilegung
Hauptverkehrsstraße
Fahrbahn 25 20 30 20 10 20 20 20 40 20 20
Radweg teilweise einschl. Sicherheitsstreifen 25 20 30 20 10 20 20 20 40 20 20
Parkstreifen Längsaufstellung 70 60 70 60 50 60 60 75 80 60 20Parkstreifen Schräg-/Senkrechtaufstellung 60 70 50 60
Gehweg 70 60 70 60 50 60 60 60 65 60 60
Kombinierter Rad- und Gehweg 50 20 40 50 50 40
Beleuchtung/Oberflächenentwässerung 25 40 30 10 20 30
Beleuchtung 30 50 60 40 20
Oberflächenentwässerung 30 40 60 20
Grünananlagen 70 60 70 50 50 60 60 50 60 60
Hauptgeschäftsstraße
Fahrbahn 55 50 60

Einzelfallsatzung

40 50 50 70 50 50
Radweg teilweise einschl. Sicherheitsstreifen 55 50 60 40 50 50 70 50 50
Parkstreifen Längsaufstellung 80 70 80 60 70 70 80 70 70Parkstreifen Schräg-/Senkrechtaufstellung 70 80 60 70
Gehweg 80 70 80 60 70 70 80 70 70
Kombinierter Rad- und Gehweg 50 60 75
Beleuchtung/Oberflächenentwässerung 55 60 60 40 50 50 50
Beleuchtung 75 60 50
Oberflächenentwässerung 70
Grünananlagen 70 70 70 50 70 60 70 60 60

Verkehrsberuhigte Bereiche (wie z. B.
Mischverkehrsflächen) einschließlich Parkflächen,
Beleuchtung, Oberflächenentwässerung und Begrünung

75
65

(ohne
Beleuchtung)

Einzelfallsatzung 60 Einzelfallsatzung 65 60 80

Anlieger-
straßen: 80
Haupterschlies-
sungsstraßen: 70

Einzelfallsatzung 60



Kompatibilitätsbericht für 190717 KAG-Sätze Städtevergleich.xls
Ausführen auf 17.07.2019 10:43

Die folgenden Features in dieser Arbeitsmappe werden von früheren Excel-
Versionen nicht unterstützt. Diese Features gehen beim Öffnen dieser
Arbeitsmappe in einer früheren Excel-Version oder beim Speichern in einem
früheren Dateiformat möglicherweise verloren oder werden beschädigt.

Geringer Genauigkeitsverlust Anzahl

Einige Zellen oder Formatvorlagen in dieser Arbeitsmappe enthalten eine
Formatierung, die vom ausgewählten Dateiformat nicht unterstützt wird. Diese
Formate werden in das ähnlichste verfügbare Format konvertiert.
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Version

Excel 97-2003



Anlage 4

Fachbereich 5-6-30 - Erschließung, Beiträge

Erhebung von Straßenausbaubeiträgen
Differenz zwischen den Einnahmen und Entwicklung der Beitragshöhen aufgrund der bisherigen Rechtslage und der geplanten Novelle

fiktives Grundstück mit einer Fläche von 500,00 m²
Nutzungsfaktor für eine zweigeschossige Bebauung 1,5
modifizierte Grundstücksfläche 750,00 m²

Maßnahme
umlagefähiger Aufwand

(Einnahmen)
bisher

umlagefähiger Aufwand
(Einnahmen)

neu

Differenz
zwischen dem
umlagefähigen
Aufwand bisher

und neu

Summe aller
modifizierten
Grundstücks-

flächen

Berechnungseinheit bisher
(umlagefähiger Aufwand bisher :

Summe aller modifizierten
Grundstücksflächen)

Berechnungseinheit neu
(umlagefähiger Aufwand neu : Summe

aller modifizierten
Grundstücksflächen)

Beitragshöhe bisher
(modifizierte Grundstücksgröße x

Berechnungseinheit bisher)

Beitragshöhe neu
(modifizierte Grundstücksgröße x

Berechnungseinheit neu)

Differenz
zwischen der
Beitragshöhe

bisher und neu

Anliegerstraße:
Gildenstraße von Bergstraße bis
Kettelerstraße

183.939,97 EUR 121.752,09 EUR -62.187,88 EUR 6.021,00 m² 30,5497376 EUR / m² 20,2212407 EUR / m² 22.912,30 EUR 15.165,93 EUR -7.746,37 EUR

Haupterschließungsstraße:
Straßburger Straße von Lohstraße bis
Dieckerstraße

623.972,96 EUR 438.197,18 EUR -185.775,78 EUR 90.711,85 m² 6,8786267 EUR / m² 4,8306498 EUR / m² 5.158,97 EUR 3.622,99 EUR -1.535,98 EUR

Hauptverkehrsstraße:
Duisburger Straße von Buschhausener
Straße bis Concordia-/Wilmsstraße
(L 452)

470.966,74 EUR 308.625,04 EUR -162.341,70 EUR 132.069,45 m² 3,5660537 EUR / m² 2,3368390 EUR / m² 2.674,54 EUR 1.752,63 EUR -921,91 EUR

Die o. g. Berechnungen basieren auf in den Jahren 2017 bzw. 2018 tatsächlich durchgeführten Beitragserhebungsverfahren.
Bei Teilanlagen, für die das Eckpunktepapier keine Neuregelung nennt, sind die zurzeit in Oberhausen geltenden Anteile der Beitragspflichtigen zugrunde gelegt worden.
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